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Antrag 
des Landes Nordrhein-Westfalen 

Drittes Gesetz zur Stärkung der pflegerischen Versorgung  
und zur Änderung weiterer Vorschriften (Drittes Pflegestärkungs-
gesetz - PSG III) 

Punkt 13 der 952. Sitzung des Bundesrates am 16. Dezember 2016 

Der Bundesrat möge beschließen: 

1. Der Bundesrat begrüßt grundsätzlich die Zielrichtung der im Rahmen des Ver-

fahrens beim Deutschen Bundestag vorgenommen Ergänzungen, insbesondere 

der §§ 84 und 89 SGB XI, die einen Gleichklang der leistungsgerechten 

Bezahlung zwischen tarifgebundenen und nicht-tarifgebundenen Pflegeein-

richtungen zum Ziel haben. 

2. Allerdings ist der Bundesrat der Auffassung, dass diese Regelungen tief in das 

Vergütungsrecht des SGB XI eingreifen und deren Umsetzung derzeit noch 

nicht absehbare Konsequenzen bei den Vergütungen in der stationären und 

ambulanten Pflege und der Verhandlung dieser Vergütungen zwischen Kosten-

trägern und Leistungsanbietern nach sich zieht. 

3. Insbesondere die Auswirkungen der Neuregelung des § 84 Absatz 2 Satz 6 

SGB XI hinsichtlich der über Tarifvertrag hinausgehenden Vergütungen sind 

derzeit nicht abschätzbar. Unklar ist, wie die nicht-tarifgebundenen Einrichtun-

gen diese Möglichkeit in der Praxis umsetzen und sich die Regelungen auf das 

Tarifsystem und den zwischen den Leistungserbringern bestehenden Wettbe-

werb auswirken. 
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4. Der Bundesrat betont, dass die Regelung nicht dazu führen darf, dass die 

eigentliche Intention unterlaufen wird, einen Anreiz für tarifgerechte Ent-

lohnung zu schaffen, sondern vielmehr genutzt wird, einer Wettbewerbs-

verzerrung zu Lasten tarifgebundener Einrichtungen Vorschub zu leisten, indem 

die Möglichkeit der Anerkennung übertariflicher Bezahlung selektiv genutzt 

wird und der "Abwerbung" von Pflegefachkräften dient, ohne das Durch-

schnittsniveau der Gehälter für Beschäftigte zu verbessern. 

5. Der Bundesrat fordert die Bundesregierung daher auf, die Neuausrichtung der 

Vergütungsverfahren auf der Grundlage der oben genannten Änderungen zu 

evaluieren und bis 31. Dezember 2019 einen Evaluationsbericht vorzulegen. 

Schwerpunkte der Evaluation sollten 

- die Entwicklung der Vergütungen und der Personalstruktur, differenziert 

nach nicht-tarifgebunden und tarifgebunden Einrichtungen, sowie die 

- Auswirkungen auf die jeweiligen Pflegevergütungen und die Finan-

zierungsanteile insbesondere der Betroffenen, ihre Angehörigen und der 

Sozialhilfe 

sein. 

Begründung: 

Die Regelung zur tarifentsprechenden Bezahlung des Personals in nicht tarif-
gebundenen Einrichtungen ist grundsätzlich begrüßenswert. Allerdings werfen 
die jetzt gewählten Formulierungen Fragen hinsichtlich ihrer praktischen 
Umsetzung und der daraus resultierenden Auswirkungen auf. 

Fraglich ist insbesondere, wie sich die Regelungen auf das Tarifvertragsgefüge 
auswirken, wie die grundsätzlich eingeräumte Möglichkeit übertariflicher Be-
zahlung von nicht-tarifgebunden Einrichtungen genutzt wird und ob diesen 
hierdurch ein Vorteil gegenüber tarifgebunden Einrichtungen entsteht. Es ist 
nicht auszuschließen, dass nicht-tarifgebundene Einrichtungen ihre Gesamt-
personalkonzeption darauf ausrichten werden, die Möglichkeit der Aner-
kennung einer über tarifliche Vergleichsentgelte hinausgehenden Vergütung 
nur für spezielle Fachkräfte zu nutzen. So könnte das Durchschnittsniveau der 
Gehälter für das Gros der Beschäftigen unverändert (gering) bleiben, um 
übertarifliche Gehälter für Fachkräfte mit "Leitungsverantwortung oder Über-
nahme besonderer Aufgaben" (vgl. Begründung zu §§ 84 und 89 Absatz 1 
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SGB XI in der Beschlussempfehlung und dem Bericht des federführenden 
Gesundheitsausschusses des Deutschen Bundestages (vgl. BT-Drucksache 
18/10510) hinsichtlich der Frage des Vorliegens eines "sachlichen Grundes" 
für eine über Tarifniveau hinausgehende Vergütung) zu finanzieren und damit 
ihre Attraktivität als Arbeitgeber zu steigern, ohne ihr Einrichtungspreisniveau 
wesentlich zu verändern. 

Es ist nicht auszuschließen, dass damit aus den tarifgebundenen Einrichtungen 
Fachkräfte abgeworben werden. Eine Splittung der Gehälter birgt gegeben-
enfalls sogar die Gefahr der Verschlechterung der finanziellen Situation eines 
großen Teils der Beschäftigten in nicht-tarifgebundenen Einrichtungen in sich. 
Um dies zu vermeiden, fehlt - zur Wahrung der Gleichbehandlung der 
Einrichtungen - in den jetzt geänderten Vorschriften eine konkrete Vorgabe, 
die bestimmt, dass für den Fall einer Orientierung am Tarifniveau diese für alle 
Beschäftigen in nicht-tarifgebundenen Einrichtungen gelten muss.


